
nicht zustande kommt, die tatsächliche Übergabe der 
Sache nur an eine Partei erfolgen, während der ande­
ren Partei ein obligatorischer Anspruch auf eine Geld­
vergütung in Höhe des Bruchteiles ihres Miteigentums 
zusteht. Nach Ansicht des Senats müssen für die Ent­
scheidung, wem der betreffende Vermögensgegenstand 
zuzusprechen ist, in erster Linie die tatsächliche Höhe 
des Miteigentums nach Bruchteilen und das reale Nut­
zungsbedürfnis nach objektiven Maßstäben entschei­
dend sein. Dabei kann durchaus einem der beiden vor­
genannten Kriterien in solchem Maße der Vorrang 
gebühren, daß"das andere in den Hintergrund zu tre­
ten hat.

Gemessen an diesen beiden Gesichtspunkten, erweist 
sich die Entscheidung des Kreisgerichts als offensicht­
lich unrichtig. Dem Kläger muß zugestanden werden, 
daß sein Miteigentum an allen über den Hausrat hin­
ausgehenden Vermögenswerten zu 2/:1 besteht. Damit 
wird keineswegs der „wirtschaftlich Stärkere“, wie es 
von dem Vertreter der Verklagten vorgetragen wurde, 
bevorzugt, sondern das entspricht dem Leistungsprin­
zip als einem der wichtigen Grundsätze der sozialisti­
schen Gesellschaft überhaupt. Wenn der Kläger mehr 
Einkünfte zum Verbrauch und für Anschaffungen in 
die Ehe einbringen konnte, so doch nur deshalb, weil 
er durch seine Arbeitsleistungen auch der Gesellschaft 
mehr gegeben hat und dafür besser bezahlt Worden 
ist, und nicht, weil er unverdient der „wirtschaftlich 
Stärkere“ war, wie das unter kapitalistischen Verhält­
nissen der Fall ist. Wenn auch die Parteien eine Ver­
mögensauseinandersetzung zur Hälfte wünschen — 
worauf noch eingegangen wird —, so muß zu­
nächst erst einmal bei der Errechnung des Mit­
eigentums von den objektiven Fakten, also einem 
solchen von mindestens 2/j für den Kläger, ausgegan­
gen werden. Tatsächlich liegt der Miteigentümeranteil 
des Klägers sogar noch höher, weil bei der Eheschei­
dung noch Verbindlichkeiten bestanden haben, die 
insgesamt 5000 MDN betragen und nicht mehr exakt 
auf einen oder alle der drei der Auseinandersetzung 
unterliegenden Vermögenswerte aufgegliedert werden 
können; zu diesen Verbindlichkeiten gehört z. B. auch 
eine für das Bootshaus aufgenommene Schuld, die vom 
Kläger mit 500 MDN beziffert worden ist. Da der 
Kläger diese Schuld erst nach der Ehescheidung allein 
zurückzahlte, erhöht sich sein Miteigentumanteil .um 
diesen Betrag.

Aber auch der weitere Gesichtspunkt bei der Entschei­
dung über die Zuweisung eines Vermögenswertes aus 
dem während der Ehe erworbenen Vermögen, nämlich 
das reale Nutzungsbedürfnis nach objektiven Maß­
stäben, spricht bedeutend stärker für den Kläger als 
für die Verklagte. Hierbei ist zunächst einmal davon 
auszugehen, daß ein Bootshaus der Unterstellung eines 
Bootes dient und zu diesem Zweck ja auch errichtet 
worden ist. Um diese natürliche und zweckmäßige Zu­
sammengehörigkeit auseinanderzureißen, müßten schon 
ganz gewichtige Gründe vorliegen. Das Eigentum am 
Segelboot ist in voller Übereinstimmung des Willens 
beider Parteien dem Kläger übertragen worden, der 
auch der aus eigenem Bedürfnis am Sport und den sich 
daraus ergebenden gesellschaftlichen Aufgaben bedeu­
tend aktivere Teil in der Arbeit der BSG war und bis 
zuletzt gewesen ist. Nach objektiven Maßstäben be­
trachtet, ist also das Nutzungsbedürfnis im persönlichen 
und gesellschaftlichen Interesse beim Kläger erheblich 
stärker. Insoweit hat der Senat auch die von den Ver­
tretern der Sportorgane vorgetragenen Stellungnahmen 
beachtet. Da somit beide Kriterien, Grad des Miteigen­
tums und Nutzungsbedürfnis, auf seiten des Klägers in 
erheblichem Maße überwiegen, war ihm das Bootshaus 
mit Inventar zuzusprechen.

Mit der Zuweisung des Bootshauses an den Kläger 
werden die Grundsätze der Gleichberechtigung der Frau 
in jeder Hinsicht gewahrt. Sie haben zum Inhalt, daß 
der Ehefrau während und nach der Ehe das volle Ver- 
fügungs- und Nutzungsrecht über ihr Eigentum und 
ihre Arbeitsdinkünfte, soweit sie nicht dem Lebensauf­
wand zugeführt werden, zusteht. Daraus folgt weiter 
ein Ausgleichsanspruch am Vermögen des Ehemannes, 
wenn sie durch ihre Belastung für Hausarbeit und Kin­
der an eigenen Einkünften gehindert war. Den Grund­
sätzen der Gleichberechtigung steht jedoch nicht ent­
gegen, wenn der Anspruch obligatorischer Natur ist 
und durch Geldausgleich verwirklicht wird, wie das 
z. B. grundsätzlich bei Grundstücken der Fall ist, so­
fern nicht besondere Umstände vorliegen. Allerdings 
würde die volle Sicherung der Gleichberechtigung in 
bestimmten Fällen auch die dingliche Übereignung bei 
Miteigentum gebieten, z. B., wenn im vorliegenden Falle 
das Nutzungsbedürfnis auf seiten der Verklagten über­
wiegen würde. Das 1st jedoch, wie bereits dargelegt, 
nicht der Fall.
Bezüglich der Festsetzung des an die Verklagte zu zah­
lenden Geldausgleichs hat der Senat berücksichtigt, daß 
es der Wunsch der Parteien ist, eine Vermögensteilung 
zur Hälfte vorzunehmen Diese von den Parteien an­
gestrebte Teilung erkennt den Umstand an. daß die 
Verklagte in den ersten Ehejahren durch ihre beruf­
liche Arbeit zur Erleichterung des Studiums des Klä­
gers hat beitragen können und sie nach der Scheidung 
gezwungen war, ihre bisherige Lebensführung erheb­
lich umzustellen. Eine solche Vereinbarung verletzt 
nicht das Gesetz; ihr müßte allerdings dann die Wirk­
samkeit versagt werden, wenn die Verklagte unter Ver­
letzung der Grundsätze der Gleichberechtigung der 
Frau benachteiligt würde. Dies ist jedoch nicht der 
Fall; die Verklagte wird vielmehr bessergestellt, als es 
b§i einer Teilung unter Zugrundelegung der konkreten 
Vermögensbildung der Fall sein würde. Der Senat 
konnte dieserhalb ohne Bedenken die vom Kläger an 
die Verklagte zu zahlende Ausgleichszahlung auf 6250 
MDN festsetzen.

A n m e r k u n g :
Die Bezugnahme auf den FGB-Entwurf betreffen den 
Entwurf des Jahres 1954. Vgl. jetzt §§ 13, 14 FGB-Ent- 
wurf (NJ 1965 S. 261) und G ö l d n e r ,  „Aufwendungen 
für die Familie und vermögensrechtliche Beziehungen 
zwischen Ehegatten“, NJ 1965 S. 238.
Zur Verteilung des gemeinschaftlichen Vermögens bei 
Beendigung der Vermögensgemeinschaft verweisen wir 
auf § 39 des FGB-Entwurf's, der sich grundsätzlich für 
die Teilung des gemeinschaftlichen Vermögens zu glei­
chen Teilen ausspricht, in besonderen Fällen aber auch 
eine abweichende Regelung vorsieht. — D. Red

§§ 429 ff. HGB.
Haftet der Frachtführer für Schäden, die dadurch ent­
stehen, daß seine Angestellten die Temperaturempfind­
lichkeit nicht alltäglicher Frachtgüter falsch beurteilen? 
BG Rostock, Urt. vom 28 April 1964 — I BCB 46'63.
Der Kläger und Berufungskläger hat mit dem Vc-klag- 
ten einen Möbeltransportvertrag abgeschlossen. Neben 
anderem Umzuggut wurden ’wertvolle Kakteen auf 
einem mit einer Plane verdeckten Wagen transpor­
tiert. Sie sind auf der Fahrt erfroren.
Während der Kläger ein schuldhaftes Verhalten des 
Verklagten behauptet und von ihm Schadenersatz for­
dert. beruft sich der Verklagte auf die Beförderungs­
bedingungen für den Möbeltransport, nach dpn^n die 
Haftung des Auftragnehmers für Schäden durch Witte­
rungseinflüsse ausgeschlossen ist. Außerdem habe es 
der Kläger schuldhaft unterlassen, die Speditionsange-

399


